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Ein Beitrag von Dr. Linda Supik

Rassistische Diskriminierung in 
Deutschland ist in ihren Ausmaßen 
schwer bestimmbar, u.a. weil die pas-
senden Statistiken als Messinstrumen-
te fehlen. Daher besteht derzeit die 
Herausforderung darin, angemessene 
Kategorien zu bestimmen. Dabei ist 
es kein Allheilmittel gegen Rassismus, 
treffendere	Daten	zur	Verfügung	
zu haben, jedoch ein verbessertes 
Diagnoseinstrument gegenüber der-
zeitigen Möglichkeiten und würde die 
Thematisierung und Skandalisierung 
mangelnder Teilhabechancen auf der 
politischen Bühne erleichtern. Maß-
nahmen zur Umsetzung der Teilhabe 
könnten aufgrund der Daten evalu-
iert, bedarfsorientierte Maßnahmen 
und	Programme	aufgesetzt	werden.
 Gerade die indirekte Form der 
Diskriminierung, also vermeintlich  
neutrale Vorschriften oder Regelun-
gen, die sich auch unbeabsichtigt  
zum Nachteil einer vor Diskriminie-
rung geschützten Gruppe auswirken, 
ist	häufig	in	keiner	anderen	Weise	als	
durch das Zählen, Messen und Ver-
gleichen zu erkennen. Liegt es zum 
Beispiel an meinem türkisch klingen-
den Nachnamen, dass ich zum x-ten 
Mal nicht zum Bewerbungsgespräch 
eingeladen wurde? In Testing-Ver-
fahren wurde festgestellt, dass es 
sich in Bewerbungssituationen sta-
tistisch gesehen zum Nachteil aus-
wirkt, türkischer Herkunft zu sein 
(wofür der Nachname als Zeichen 

gelesen wird). Ob ich 
dabei vielleicht als deut-
sche Staatsangehörige in 
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Deutschland geboren wurde, spielt 
keine Rolle. In der Statistik allerdings 
wären lediglich Staatsangehörigkeit 
und Geburtsort sichtbar, statistisch 
gesehen würde ich als «Deutsche» 
gezählt – die ich zwar bin, jedoch zu-
gleich wegen der türkischen Herkunft 
diskriminiert wurde.
	 Es	fehlen	soziodemografische	
Strukturdaten; d.h. Zahlen darüber, 
wie viele Angehörige einer ethni-
schen Minderheit oder einer von 
Diskriminierung gefährdeten Gruppe 
in Deutschland (oder einer Region, 
Stadt, einem Stadtteil, Einzugsgebiet 
einer Schule oder eines Krankenhau-
ses) leben, und ob die Repräsentation 
dieser Gruppe innerhalb der jeweili-
gen Einrichtung der in der Bezugsum-
gebung angemessen ist. Wenn nicht, 
muss genauer nach den Ursachen 
geschaut und geprüft werden, ob 
Diskriminierung eine Rolle spielt und 
wie diese abgestellt werden kann. 
Das Allgemeine Gleichbehandlungs-
gesetz erlaubt ausdrücklich die Ver-
wendung von statistischen Daten zum 
Nachweis indirekter Diskriminierung 
als Beweismittel vor Gericht.
 Derzeit werden lediglich Daten 
zur Staatsangehörigkeit und zum 
«Migrationshintergrund» erhoben. 
Der Migrationshintergrund setzt sich 
zusammen aus (objektiven) Fakten 
zum Geburtsort (auch der Eltern, 
teilweise der Großeltern), der Staats-
angehörigkeit und dem Zeitpunkt der 
Einwanderung. Das Konzept ist zur 
Messung von rassistischer Diskrimi-
nierung nicht geeignet. Kurz gesagt 
können	weiße	Personen	ebenso	in	
die	Kategorie	der	«Personen	mit»	



16wie auch der «ohne Migrationshin-
tergrund» fallen, und das Gleiche 
gilt	für	Personen	of	Color.	Das	Aus-
sehen und andere wichtige Marker, 
über	die	Diskriminierungen	häufig	
wirksam werden, wie ein vermeint-
lich fremder Name oder ein hörba-
rer Akzent, liegen quer zu diesem 
statistischen Konstrukt und bleiben 
unsichtbar. Relevanter als der «Mi-
grationshintergrund» wären Daten 
über die subjektive Selbstauskunft 
zur eigenen Gruppenzugehörigkeit 
oder Identität einerseits (Auto Per-
ception), und zum anderen Daten 
über die Selbstauskunft einer Fremd-
zuschreibung (Auto Heteropercep-
tion). Dabei bestehen Spielräume für 
die Frageformulierung: Eine mögliche 
Frage	nach	der	Selbstidentifikation	
wäre z.B.: «Staatsangehörigkeit und 
Geburtsort sagen nicht alles über 
einen Menschen. Wie würden Sie am 
ehesten ihre kulturelle Zugehörigkeit 
beschreiben?»	(Selbstidentifikation).	
«Werden Sie üblicherweise als wei-
ße*r Deutsche*r wahrgenommen?», 
wäre eine Option der Frage nach 
der angenommenen Fremdzuschrei-
bung. Die Beantwortung solcher oder 
ähnlicher Fragen muss freiwillig sein, 
die Verweigerung der Auskunft darf 
keine negativen Folgen haben, Mehr-
fachantworten sowie eigene Formu-
lierungen sollten möglich sein.
 Die Frage nach der selbstbe-
kundeten Fremdwahrnehmung wäre 
im Diskriminierungskontext die tref-
fendere, denn eine Diskriminierung 

macht gerade aus, dass 
eine	Person	durch	den	
fremden Blick ein- (oder 
aus-) geordnet wird. Es gäbe für 
diese Aussage kein weiteres Wahr-
heitskriterium als die Auskunft einer 
Person,	die	kontextspezifisch	und	im	
Zeitverlauf unterschiedlich ausfallen 
kann. Die Auswahl der vorgegebenen 
Kategorien muss von Vertreter*innen 
der	von	Diskriminierung	betroffenen	
Gruppen diskutiert und entschieden 
werden. Community-Organisationen 
müssten – z. B. in Form eines Beirats 
– den Survey betreuenden Institu-
ten angehören und als Expert*innen 
kontinuierlich den Erhebungsprozess 
mitgestalten und begleiten, da die 
Erhebungsinstrumente regelmäßiger 
Überprüfung und der Anpassung an 
gesellschaftlichen Wandel bedürfen.
 Solche Daten über (zugeschrie-
bene) ethnische Zugehörigkeit oder 
Herkunft wären in jedem Fall als 
sensible Daten im Sinne des Daten-
schutzgesetzes zu behandeln. In 
personalisierter Form, also so, dass 
eine	konkrete	Person	diesem	zuzuord-
nen wäre, darf ein Datensatz nicht 
erhoben, gespeichert oder verarbei-
tet werden. Sie können benachtei-
ligten Minderheiten nutzen, wenn sie 
in anonymer Form, etwa im Rahmen 
von Surveys (wie z. B. Soziooekono-
misches	Panel1 oder SVR-Integra-
tionsbarometer2) erhoben werden, die 
ausschließlich der statistischen Aus-
wertung dienen, und deren Fallzahlen 
hoch genug sind, dass keine Einzel-
personen	identifiziert	werden	können.	
Besonders	wertvoll	sind	Panelstudien	
oder Wiederholungsstudien, die an 

1	 	http://www.diw.de/soep/
2  www.svr-migration.de/barometer/
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sozialwissenschaftlichen Forschungs-
instituten mit dauerhafter Finanzie-
rung	regelmäßig	stattfinden	und	nicht	
nur	den	Status	Quo,	sondern	zeit-
liche Entwicklungen sichtbar machen. 
Öffentlich	finanzierte	Forschungs-
einrichtungen	sind	verpflichtet,	ihre	
Daten	der	Öffentlichkeit	zur	Verfü-
gung zu stellen. Der größte Wieder-
holungssurvey ist der Mikrozensus 
des Statistischen Bundesamtes. Die 
Aufnahme neuer Fragen in den Mi-
krozensus erfordert eine Änderung 
des Mikrozensusgesetzes.

Dr. Linda Supik 
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